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Die Baupreise für Wohngebäude haben sich zwischen 2010 und 2022 um 64 Prozent erhöht, viel 
stärker also als die allgemeinen Preise, wie die Inflationsrate von 25 Prozent im gleichen Zeitraum 
ausweist. Allein zwischen August 2024 und August 2023 verteuerten sich konventionell gefertigte 
Wohngebäude laut Statistischem Bundesamt um 3,1 Prozent. Die stetig steigenden Kosten erschwe-
ren zunehmend die Schaffung von bezahlbaren Wohnungen. 

Um die Baukosten langfristig zu senken, sollte der Fokus von rein technischen Effizienzvorgaben hin 
zu einer ganzheitlichen CO2-Bilanzierung über den gesamten Lebenszyklus eines Gebäudes ver-
schoben werden. Zudem müssen steigende Komfortansprüche und zunehmende Bürokratie kritisch 
hinterfragt werden, um den Neubau effizienter und kostengünstiger zu gestalten. Nur so können be-
zahlbare Wohnungen gebaut werden, die sowohl ökologischen als auch ökonomischen Ansprüchen 
gerecht werden.

Unsere Forderungen auf einen Blick

•   Weg vom Effizienzgedanken hin zu einer CO2-Systematik
•   Neubaustandards überdenken
•   Gebäudetyp E praxistauglich gestalten 
•   Bürokratie abbauen

Weg vom Effizienzgedanken hin zu einer CO2-Systematik

Ein höherer Effizienzstandard nach Gebäudeenergiegesetz (GEG) bedeutet auch höhere CO2-Einspa-
rungen? Das stimmt nicht: Der Grenznutzen in Bezug auf CO2-Emissionen ist beim aktuellen GEG- 
Effizienzstandard erreicht, und der Beitrag weiterer Einsparungen durch mehr erneuerbare Energien 
ist gering. Eine Verschärfung des Neubaustandards würde die Baukosten erhöhen und das ohnehin 
angespannte Ziel des bezahlbaren Wohnens gefährden. 

Der Fokus sollte künftig nicht auf technischen Effizienzanforderungen, sondern auf einer ganzheitli-
chen Betrachtung des CO2-Verbrauchs über den gesamten Lebenszyklus eines Gebäudes liegen. Dies 
ermöglicht nachhaltige Lösungen, die sowohl ökologische als auch ökonomische Anforderungen 
berücksichtigen. 

Eine Neuausrichtung der GEG-Systematik ist notwendig, um vom „Efficiency-First“-Prinzip wegzu-
kommen und den CO2-Verbrauch im Lebenszyklus zu priorisieren. Klimaschutzmaßnahmen sollten 
sich an den niedrigsten CO2-Vermeidungskosten orientieren, wobei der Schwerpunkt auf erneuerba-
ren Energien und einer effizienten, maßvollen Sanierung liegt, um Klimaschutz für Mieterinnen und 
Mieter bezahlbar zu machen.

 
Neubaustandards überdenken

Die Anforderungen an Wohngebäude sind in den letzten Jahrzehnten deutlich gestiegen. Neben den 
selbstverständlich notwendigen Sicherheitsstandards sind insbesondere Komfortansprüche in den 
Vordergrund gerückt, darunter beispielsweise erhöhter Schallschutz, hoch technisierte Gebäude-
ausrüstung, Anforderungen an die Gebäudehülle sowie durchgängig barrierefreies Bauen. Diese 
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Maßnahmen dienen der Erhöhung des Komforts und der Nutzbarkeit und haben daher sicherlich ihre 
Berechtigung. Die Kehrseite dieser Entwicklung darf jedoch nicht übersehen werden: Nach Berech-
nungen der ARGE e.V. sind die Komfortstandards für rund 25 Prozent der Baukostensteigerungen seit 
dem Jahr 2000 verantwortlich.

Angesichts dieser Kostensteigerungen stellt sich die Frage, ob die stetige Erhöhung der Standards 
immer gerechtfertigt ist oder teilweise am tatsächlichen Bedarf vorbeigeht und damit Neubauten im 
Grunde unbezahlbar macht. Es ist daher notwendig, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Kom-
fortsteigerung und Bezahlbarkeit abzubilden, ohne durch überzogene regulatorische Bestrebungen 
den Zugang zu bezahlbarem Wohnen zu erschweren.

Gebäudetyp E 

Das Bauen in Deutschland wird von den allgemein anerkannten Regeln der Technik (aaRdT) geprägt, 
auch wenn diese nicht immer bauordnungsrechtlich verbindlich sind. Aus Angst vor Haftungsansprü-
chen setzen Planende und Bauausführende jedoch alle Normen um, die in der Praxis als etabliert 
gelten. Diese Praxis führt zu einem Innovationshemmnis, da die aaRdT weder den Stand der Technik 
noch der Wissenschaft widerspiegeln. Der Gebäudetyp E, der einfaches Bauen ermöglichen soll, er-
fordert Rechtssicherheit. Das Bundesjustizministerium hat Änderungen im Bauvertragsrecht vorge-
schlagen, um diese zu gewährleisten, doch die Unterscheidung zwischen sicherheitsrelevanten und 
anderen Regelungen birgt Streitpotenzial. Es ist wichtig, klare Regelungen zu schaffen, die sowohl 
Rechtssicherheit als auch Flexibilität bieten, sodass Abweichungen von den aaRdT rechtssicher mög-
lich sind, ohne automatisch als Mängel zu gelten. Ein funktionaler Mangelbegriff ist erforderlich, 
der praxisgerecht Handhabung ermöglicht, ohne jede Abweichung von nicht sicherheitsrelevanten 
Normen als Mangel zu werten. Diese Regelungen sollten im Werkvertragsrecht und Mietrecht ver-
ankert werden.

Bürokratie abbauen 

Über die bereits genannten Maßnahmen hinaus ist es unabdingbar, alle Planungs- und Geneh-
migungsprozesse sowie Regelungen, die den Wohnungsbau betreffen, so schlank wie möglich zu 
gestalten und auf die Ermöglichung von Wohnungsbau auszurichten. 

Ein besonderer Fokus sollte auf der Digitalisierung liegen, um bürokratische Hürden zu reduzieren 
und Prozesse effizienter zu gestalten. Digitale Ansätze wie die Optimierung der Genehmigungs-
praxis und die Einführung von Typengenehmigungen für modulares und serielles Bauen müssen 
konsequent weiterentwickelt und vorangetrieben werden. Durch die Zusammenarbeit zwischen 
Wohnungswirtschaft und Kommunen sowie den Einsatz innovativer Softwarelösungen können die 
Planungs- und Genehmigungsprozesse erheblich beschleunigt werden. Diese Entwicklungen könn-
ten wegweisend für die Modernisierung von Verwaltungsabläufen sein. Ein Beispiel hierfür ist die 
Integration von 3D-Modellen in den Genehmigungsprozess bei Neubauprojekten, wie es erfolgreich 
von Vonovia in Zusammenarbeit mit der Stadt Bochum umgesetzt wurde.

Diese Maßnahmen sind entscheidend, um den dringend benötigten Wohnungsbau schneller, kosten-
günstiger und effizienter zu realisieren.


